
Gemeinde Rommerskirchen
-Der Gemeindedirektor-

Beg r ü n dun g

zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Rommerskirchen Nr. 7 ttKas­
tanienalleert ( im Parallelverfahren mit der 4. Änderung des
Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rommerskirchen )

I. Geltunqsbereich der Planänderung: .

Bereich der Hofanlage Bayer mit den Grundstücken Gemarkung Rom­
merskirchen, Flur 18, Flurstücke 217, 218 und 221 in Rommerskir­
chen-Eckum im Bereich zwischen der Kreu~ung Mittelstraße/ Kasta­
ienallee sowie dem Wendeplatz am Ende des Olfenweges

II. Inhalt und Zweck der Planänderunq:

- a) Art der baulichen Nutzung:

Für den Bereich der Planänderung soll anstelle von Dorfgebiet
(MD-Gebiet gemäß § 5 BauNVO) Allgemeines Wohngebiet (WA-Gebiet
gemäß § 4 BauNVO) festgeretzt werden.
Die Notwendigkeit hierzu ergibt sich daraus, daß die im Plan­
änderungsbereich vorhandene landwirtschaftliche HofsteIle nach
Willen des Eigentümers aus der beengten Ortslage ausgelagert
werden soll. und nachfolgend auf dem Gelände der bisherigen Hof­
stelle die Errichtung von ca. 34 Altenwohnungen in Form einer
Wohnanlage geplant ist.
Im Zuge dieser städtebaulichen Entwicklung ist dieser Teilbereich
des Bebauungsplanes der sich ändernden Nutzung anzupassen •.
Im Parallelverfahren zu dieser Änderung des Bebauungsplanes er­
fordert dies die Änderung des Flächennutzungsplanes von bisher
'Gemischte Baufläche' in 'Wohnbaufläche'.
Dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BBauG (Bundesbaugesetz) fol­
gend ist im Bebauungsplan für diesen Bereich ein Baugebiet (~.S.
d. Baunutzungsverordnung) nach der besonderen Art der veränderten
baulichen Nutzung festzusetzen.
Dem Charakter der näheren Umgebung entsprechend, die insgesamt
eher"von einer gemischt-dörflichen Wohnstruktur geprägt wird,
also nicht ausschließlich dem Wohnen dient, hat die Festsetzung
eines 'Allgemeinen Wohngebietes' zu erfolgen.
Hierdurch wird einerseits der Bau der Altemwohnanlage bzw .•.ver­
gleichbarer Objekte planungsrechtlich gesichert sowie andererseits
eine Anpassung an die Eigenart der näheren Umgebung ermöglicht.

b) Maß der baulichen Nutzung:

Für den Bereich der Planänderung erfolgt eine Reduzierung des zu­
lässigen Maßes der baulichen Nutzung von bisher GRZ 0,4 auf GRZ
0,3 und GFZ 0,8 auf GFZ 0,6 ..bei unveränderter zweigeschossiger'
Bauweise. Damit liegt das mit der Planänderung festgesetzte Maß
der baulichen Nutzung unter den in der Baunutzungsverordnung
( § 17 BauNVO ) festgelegten Höchstgrenzen.
Hierdurch soll gewährleistet werden, daß eine der Ortslage ange­
paßte Bebauungsdichte erreicht wird. Gegenstand mehrerer Vor- und
Abstimmungsgespräche war in dieser Hinsicht eine deutliche, das
ortstypische Maß der baulichen Nutzung berücksichtigende Verrin­
gerung der Baumassen des vorgelegten Architektenentwurfes.
Anhand eines Massenmodells im Maßstab 1:500 konnte eine bauliche
Lösung gefunden werden, die ihren Niederschlag in der Festsetzung
bzw. Herabsetzung der Grundflächen- und Geschoßflächenzahl fand.
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Darüberhinaus soll durch die veränderten Festsetzungen bezügl.
der überbaubaren Grundstücksrlächen ein harmonischer Übergang
von der zumGillbach hin lockeren Einfamilienhausbebauung zur
verdichteten Altbebauung (teilweise zweigeschossig) an der Kas­
tanienalleel Mittelstraße erreicht~werden.

c) Weitere Gründe der Planänderuno:
Wegen der m±t·, der Entstehung der ~l te..'lwo~anlage verbundenen
Erhöhung der Wohneinheitenanzahl und des hieraus abzuleitenden
erhöhten Bedarfs an notwendigen Stellplätzen und Garagen sieht
,der Änderungsentwurf zum Bebauungsplan mehrere Flächen zur An­
legung von.Stellplätz~n und Garagen auf demGelände der Alten­
wohnanlage vor.
Unter Berücksichtigung des Stellplatzbedarfs und der örtlichen
Verhältnisse übersteigt die Zahl der vorgesehenen Stellplatz­
einrichtungen die Mindestanforderungen der 'Richtzahlen für den
Stellplatzbedarf '.

Im Kreuzungsbereich Kastanienallel Mittelstraße sowie an einem
Teilstück der Mittelstraße (zum Gillbach hin) sind Verbreiterun­
gen der öffentlichen Verkehrsflächen vorgesehen. Ziel dieser
Maßnahmeist. die Entschärfung der dortigen beengten Straßenfüh­
runq und des unübersichtlichen Kreuzungsbereiches •

." Der Ausbau des Einmündungsbereiches der Kastanienallee in die
Mi,ttel straße· soll unter Berücksich tigung des Ausbaucharakters:
der Kastanienallee erfolgen.

d) Zur Frage des Bedarfs" an' Altenwohnunqen: ,. , ...".
Derzeit, sind im'Gemeindegebiet keine Altenwohnungen im Sinne

" .~deJ:'"Eörderungsricht1.inien:vorhanc;ien_, Es,',bestehen nur: ,weniga ,
, pr±,vate Altenheimplätze •. , ',," , " '
,Anmeldungen,fÜr öffentlich' geförderte Al,tenwohnungen (AW)'wur-'
den bei.. der Gemeinde;vor' der Planung' dieser AWnicht getätigt •.

:-Allerdings hat, der, Träger des: Vorhabens bereits, im: Sommer'1983
j'{<. eble'·Li.ste mi.t 24"Namenvon Personen· der Gemeinde'voz:gelegt,..,die
'-.<![,; sich, für, die Anmietung' einer AWgemeldet hatten,. von denen wie­

derum,11 Personen aus dem'Gemeindegebiet stammen•.. ,1!

Daraus wird erkennbar,.. daß:bei. einem entsprechenden, Angebot tat- -:-:
- sächlich ein ö:ffentIicher Bedarf vorhanden ist.,
. Nach:einer Stati.stik: des, Institu,tes für Landes- und, S,tadtent-

, 'w~ckI.ungsforschunq NW (Heft 3•.02.0 "30, Jahre Wohnungsbau.in NW")
wurde..1"l.all.ei~ in. der: Zei.t von t96S-1978c 57.944 AWbei. einer Ge­
samteinwohnerzahl. von: ca_ 1..7Mio., in. Nordl:hein-Westfalen.. geför­
dertj bezogen, auf: di..ecEinwohnerzahl. der' Gemeinde·von ca_ 1..1.2.00E:
ergäbe sich eine, Zahl. von 39;AW•.
Di.eser Vergl,ei.ch zei.gt, daß die geplante Anzahl von 34, AWnoch
unter dem-Landesdurchschni.tt, Liegt (bezogen auf den E'örderungs­
abschnitt vo.n '13:Jahren).,
Dagegen ist es gerade in~ der- Landgemeinde"Rommerski.rchenso, daß
äI..tere' Menschen überwiegend bi.s zu, ihrem Lebensabend im angestamm­
ten~ Platz: ihrer Familie bleiben,_ was auf einen geringeren Bedarf:'­
als rechnerisch e.rmi.ttelt- hinweist •.
Gleichwohl dürfte ein oz:tsnahes' Angebo.t an AWsinnvoll sein., Dies
umso mehr als, der Standort' städtebaulich sehr wohl, in der al te..t!
Ortslage Eckum:im:Nahber ei eh' des; Siedl,ungsschwerpunktes: integriert
ist•.
Da Jedoch der: örtli.che Bedarf' an AW(die Erfüllung eines· überört­
lichen Bedc:lrfs:ist nich\.<Planungsabsi.cht der Gemeinde) in der ge-
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planten Größenordnung noch nicht vollends erwiesen ist, Wur­
de auf eine Festlegung nach § 9 Abs. 1 Nr.8 BBauG für Perso­
nengruppen mit besonderem Wohnbedarf verzichtet.
Somit könnten andere im Allgemeinen Wohngebiet (WA-Gebiet) zu­
gelassene. Vorhaben im Planbereich verwirklicht werden.
Aufgrund der umgebenden städtebaulichen Situation sind stärker
störende Anlagen nach § 4 Abs. 3 Nr. 2,4,5 BauNVO deshalb ge­
nerell auszuschließen.

III. Maßnahmen zur Verwirklichung der veränderten baulichen Situation:

Die Realisierung der Altenwohnanlage hängt insbesondere von den
Förderungsaussichten des Objektes nach dem Wohnungsbauförderungs­
gesetz ab. Der Bauträger hat einen entsprechenden Antrag auf För­
derung der Altenwohnungen gestellt.

IV. Erschließunq:

Der Planänderungsbereich als Bestandteil des Bebauungsplanes Rom­
merskirchen Nr. 7 "Kastanienall ee" ist bereits straßensei tig durch
die unmittelbar angrenzenden Sbaßen Kastanienalle und Mittelstraße
erschlos8en. Darüberhinaus ist eine fußläufige Verbindung zwischen
der Kastanienallee und dem nordwestlich angrenzenden Wendehammer
am Olfenweg geplant.

Die Ftanalmäßige Erschließung ist vorhanden. Die zusätzliche Bela ...•·.
stung der geplanten 34 Wohneinheiten für die öffentliche Kanalisa­
tion ist so gering, daß derzeitauswasserwirtschaftlicher Sicht
keine Bedenken bestehen. Unabhängig hiervon befindet sich die Sanie­
rung der Kläranlage Anstel bereits im Planungsstadium •. '.
Bezüglich \....eit~rer wasserwirtschaftlicher Einzelheiten wird auf die
zur Plfu~änderung erstellte 'Tiefbautechnische Stellungnahme' hinge­
wiesen.

V. Bodenordnende Maßnahmen:

Besondere bodenordnende Maßnahmen nach den Vorschriften des Bundes­
baugesetzes sind nicht vorgesehen bzw. derzeit nicht erforderlich,
da sich der gesamte Planänderungsbereich in einem Privatbesitz be­
findet.
Sollten sich die Eigentumsverhältnisse ändern oder einvernehmliche
Regelungen notwendig werden, behält sich die Gemeinde ein bodenord­
nendes Verfahren vor.

VI. Kosten, die der Gemeinde durch Maßnahmen 'zur Verwirklichung der
Planänderung entstehen: .

-Kosten für die Befestigung der Verkehrsflächenverbreiterung ca.

18.000 DM 2
-Grunderwerbskosten ( 180 m x 10 DM ) ca. 1.800 DM

Gemeindeanteil wird auf ca. 10 TDM geschätzt; die Kosten werden
durch Mittel des gemeindlichen Vermögenshaushaltes gedeckt.

_.~ .-
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• Gründe fÜr' die qestal.terischen Festsetzunqen:

. Grundgedanke der städtebaulichen Gestaltungsregelungen ist es,
eine Anpas.sung an die historische Gr..1ndrißforrnund Lage des Ge­
höftes Bayer zu finden~
Die derzeitige HofsteIle bildet gemeinsam mit dem Steinbrinker
Hof und der urngebendenAltbebauung an der Mittelstraße, Bielegasse
und der Straße 'AmApfelmarkt' den historischen altgewachsenen
Kern. der Ortslage Eckum. Der Ortsgrundriß wird wesentlich von der
Anordnung der beiden HofsteIlen geprägt.
Um diesen Gegebenheiten in gestalterischer Hinsicht ausreichend
Rechnung:-zu, tragen,. ist die Neube.bauungder Altenwohnanlage. al s

. aL,s' VOtIl Grundr-r;J3her ähnlicher hofartiger Komplex.konzipiert •.

so~~n ·tet der Plana~twurf einen Tordurchgang in Verlänger~ngder e der Mittel s.traBe,. wi.e.er: vergleichbar die S.traßenansicht
. d'e eitigen Hofanlage bestimmt •. ,

Di.eZ±elsetzung einer möglichst. harmonischen Einpassung der Alten­
wohnanlage in den historischen Ortskern ver:langt. neben pI anungs­

dtt:lichen Vorgaben',.,wie: z.B. der Festse.tzung einer maximal zwei-
geschossiga"l:. Bauweise,. gl.ei.chermaßen auch nach geeigneten gestal­

i,~:r;;,'~~cherr.Regelungen bezüglich· Dachform,..,Sachne.igung. Ma.terialfarb­
~"s,~~ng" und .•l\••ußcmH!ndqe.3<.t:a..l b.1:ng •...
!;;:Urit~desnaI.b;das: i:ri'.diesem,Berei.ch:'charakteristische· Ortsbild.' zU wah-·
~1~·r~;;~ts±ncr::'c:Ii:ese-"aI.s:.M:indestanforderungen zu. verstehende 'Gestaltungs-

~;ZJf~~~q;~b=q~g):icn::.:&}:F~I:~~j~~~~;t~';it', .... , > ..

- -:0. :~?~;~~;:'~:~i~;.~,~':lS.~~~~~

.;,;,>~:.-!,.,:.:~,.,.,~?.:.~::-:;:~/~-;;,-~~~.y~';,~. - - ;-c ..• ; ';..; •• , ". __ , ••. , •

j~"Nacfj.cortsühJt:L<::he~Bekann:tmacht:1ng;an1\;.2a_'12•.1985 hat di.ese B'egrundung'.
::{;gemä:,m.,§:· Z~; Abs:;'';~J3BauG,f'm:der Zei.ii: vom;a2•.Q't •• - 03'.02 •.1986 zusammen
d"mi:e;- <:reIm: Ähderungsentwti:i:.-r;·ium:Bebauungsplan, Rommerskirchen N·r•. 7 ffKasta_:
.m.en~f.l.:~~~ öffe~~ch; a:usge1.egen_. '.

A ~.~'~,:.·r:t~~;:~~~~;.~~:·::~;::':~:~~?~?:,':t.::r~~:~_;,;~-,~;~.~::,,~:<~.~~~:.~~~.,

1986
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VIII. Änderungen und Ergänzungen der Planung im Verfahren nach
§ 2a Abs. 7 des Bundesbaugesetzes

Nachdem der Rat in seiner Sitzung am 27.02.1986 den Be­
schluß über die Änderung des Flächennutzungsplanes sowie
den Satzungsbeschluß für die erste Änderung des Bebauungs­
planes Rommerskirchen Nr. 7 IIKastanienalleellgefaßt hatte,
ergab sich nach Uberprüfung durch den Regierungspräsidenten
Düsseldorf die Notwendigkeit, die Planung in einzelnen Punk­
ten zu ändern und zu ergänzen.

~litRücksicht darauf, daß diese Änderungen und Ergänzungen
die Grundzüge der Planung nicht berühren, erfolgt keine er­
neute Auslegung, sondern eine 'Eingeschränkte Beteiligung'
im Verfahren nach § 2a Abs. 7 Bundesbaugesetzo

Die Änderung und Ergänzung der Planung macht die Anpassunq
der Beqründunq, wie nachstehend im einzelnen erläutert, er­
forderlich. Der Erläuterungsbericht zur (40) ÄndeL~ng des
Flächennutzungsplanes kann unverändert übernommen werden.

1. Die Streichungen in violetter Farbe wurden vorgenommen,
weil die Angaben nicht gemäß den Festsetzungen im Bebau­
ungsplan, sondern nur nach der Bauvoranfrage zutreffend
sind bzw. gegenstandslos geworden sind.

2. Eine Bauweise, ob geschlossene oder offene, wurde nicht
festgesetzt, weil hierzu keine Notwendigkeit besteht, denn
das Plangebiet ist in ein e m Eigentum, soll nach der
Bauplanung nicht geteilt werden und darüberhinaus ist zu­
mindest ein Baukörper von über 50 Meter Länge in U-Form
geplant. Im übrigen soll der Spielraum für die Bebauung
nicht unnötig eingeschränkt werden.

3. Die Festsetzung der Stellplätze (st) oder Garagen (Ga) als
GemeinschaftsanLager~st nicht notwendig, weil es sich um
ein Eigentum handelt; eine Teilung ist nicht beabsich­
tigt.

Geändert:

Romme1{skirchen, den .27.06.1986Der G4meindedirektor:

___ (~.~_m~~_n_~ . _


